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Sachverhalt
Die Eltern von zwei Töchtern (1990 und 1992) und eines Sohnes (1993) sind seit 1998 geschieden. Die Mutter lebt zusammen mit den Kindern, die unter deren alleiniger elterlichen Sorge stehen, lebt in der Gemeinde A des Kantons X. Der Vater lebt zusammen mit einer Freundin und deren Kinder in der Gemeinde B des Kantons Y. Die Töchter besuchen den Vater jedes zweite Wochenende im Monat.
Vom letzten Wochenendbesuch beim Vater sind die beiden Töchter nicht mehr zur Mutter zurückgekehrt. Der Vater hat die Mutter informiert, die Töchter möchten nicht mehr zu ihr zurück und er werde beim zuständigen Gericht eine Klage auf Abänderung des Scheidungs-urteils einreichen und beantragen, die elterliche Sorge über die beiden Töchter ihm zu übertragen. Die Mutter wendet sich in dieser Situation an die Vormundschaftsbehörde ihrer Wohnsitzgemeinde und der Sekretär der VB erkundigt sich:

· welche Funktion die VB in dieser Situation habe, in der keine Kindesschutzmass-nahmen bestehen, namentlich, ob die VB die Interessen der Kinder wahrnehmen müsse und ob sich der Vater strafbar mache, wenn er die Töchter gegen den Willen der Mutter zurückbehalte,
· ob die VB zuständig sei, entsprechende Verfügungen zu erlassen bis zum endgültigen Entscheid des vom Vater angerufenen Gerichts und ob sie namentlich den Vater fordern könne, die Töchter zur Mutter zurück zu schicken oder ihren einstweiligen Aufenthalt beim Vater anzuordnen,

· ob der Wunsch der Töchter, beim Vater zu bleiben, zu respektieren sei.
Erwägungen

1. Vordergründig handelt es sich um eine Verletzung des im Scheidungsurteils festgelegten Besuchsrechts, indem die Töchter nach dem Wochenende beim Vater nicht zur Mutter zurückkehren. Die Vormundschaftsbehörde ist nach Art. 134 Abs. 4 ZGB zuständig über die Änderung des persönlichen Verkehrs zu entscheiden, sofern nicht das Gericht in einem Abänderungsprozess über die Änderung der elterlichen Sorge oder des Unterhaltsbeitrages befindet. Im vorliegenden Fall ist noch kein Abänderungsverfahren hängig, so dass die VB im Konflikt intervenieren muss. Sie kann den Vater ermahnen und ihm die Weisung erteilen, die Töchter zur Inhaberin der elterlichen Sorge zurück zu schicken und ihn darauf aufmerksam zu machen, dass er sich nach Art. 220 StGB strafbar macht. Danach ist auf Antrag mit Gefängnis oder Busse zu bestrafen, wer eine unmündige Person dem Inhaber der elterlichen Sorge entzieht oder sich weigert, sie ihm zurück zu geben. 

2. Wenn das Wohl der Töchter durch diese Konfliktsituation gefährdet ist, hat die Vormundschaftsbehörde gestützt auf Art. 315 Abs. 1 ZGB die geeigneten Mass-nahmen zu deren Schutz anzuordnen (Art. 307-317 ZGB). Bei Vorliegen der ent-sprechenden Voraussetzungen könnte die VB der Mutter vorsorglich die Obhut ent-ziehen und den Aufenthalt der Töchter beim Vater „legalisieren“ bis das Gericht über die Abänderungsklage des Vaters entschieden oder im Rahmen von vorsorglichen Massnahmen für die Dauer des Abänderungsprozesses andere Anordnungen trifft. 

3. Falls die Vormundschaftsbehörde mit Unterstützung von Schule und Sozialdienst mit den Eltern eine einvernehmliche Lösung trifft, ist sie auch zuständig, die elterliche Sorge und den Unterhalt neu zu regeln (Art. 134 Abs. 3 ZGB) sowie allfällig notwendige Kindesschutzmassnahmen anzuordnen..

4. Können sich die Eltern nicht einigen und beantragt der Vater im Rahmen eines Abänderungsverfahrens beim Gericht die Umteilung der elterlichen Sorge, ist ab Rechtshängigkeit der Klage das Abänderungsgericht zuständig für die Beibehaltung allfällig vor dem Gerichtsverfahren durch die VB angeordnete Kindesschutzmass-nahmen, für deren Anpassung oder erstmalige Anordnung (Art. 315b Ziff. 2 ZGB).

5. Vormundschaftsbehörde und Gericht haben gemäss Art. 301 Abs. 2 ZGB in wichtigen Angelegenheiten, soweit tunlich, auf die Meinung der Töchter Rücksicht zu nehmen. Bei der Frage der Umteilung der elterlichen Sorge handelt es sich zweifellos um eine wichtige Angelegenheit im Sinne dieser Bestimmung.

6. Im Verfahren um Errichtung von Kindesschutzmassnahmen und um die Umteilung der elterlichen Sorge haben die Vormundschaftsbehörde gestützt auf Art. 314 Ziff. 1 ZGB und das Gericht gestützt auf Art. 144 Abs. 2 ZGB die Kinder anzuhören. Angesichts des Alters der Kinder und deren Absichtsäusserung besteht kein Raum für den Verzicht auf eine Anhörung. Im Abänderungsverfahren hat das Gericht ausserdem gemäss Art. 146 ZGBdie Anordnung einer Vertretungsbeistandschaft für die Dauer des Verfahrens zu prüfen und im Falle der Anordnung, die Vormundschaftsbehörde gestützt auf Art. 147 aufzufordern, einen Beistand oder eine Beiständin zu ernennen. Falls die beiden in dieser Hinsicht wohl urteilsfähigen Töchter es verlangen, muss das Gericht eine Beistandschaft anordnen (Art. 146 Abs. 3 ZGB). 

7. Begehren von Jugendlichen in der Pubertät und Adoleszenz, von einem geschiedenen Elternteil zum anderen zu ziehen, sind relativ häufig. Sie sind im Einzelfall sorgfältig zu prüfen. Oft entspringt der Wunsch einer momentanen oder „chronischen“ Konflikt-situation mit dem sorgeberechtigten Elternteil und der Jugendliche verspricht sich beim anderen Elternteil mehr Freiheit. Es ist aber auch durchaus möglich, dass der sorgeberechtigte Elternteil mit dem Jugendlichen überfordert ist und der andere Elternteil besser damit zurecht käme. Es ist deshalb ratsam, nicht überstürzt zu handeln, die Situation nötigenfalls unter Beizug von Fachleuten zu analysieren und mit allen Beteiligten möglichst auf eine einvernehmliche Lösung hin zu arbeiten. Dabei ist insbesondere auch die Schul- und Ausbildungssituation der betroffenen Jugendlichen in die Analyse und Lösungserarbeitung einzubeziehen. Da z.B. ein Schulwechsel im letzten Schuljahr auch eine Labilisierung bedeuten und die berufliche Eingliederung gefährden kann.
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